
§ 10.2 Ausschüsse, insbesondere
Untersuchungsausschüsse

A. Ausschüsse

Ein ganz wesentlicher Teil der Arbeit des Deutschen Bundestages findet in Aus-
schüssen statt. Weil im Parlament als dem „Zentralorgan der Demokratie“1 die
unterschiedlichsten Themen behandelt werden müssen, stieße es schnell an Ka-
pazitätsgrenzen, würden alle in irgendeiner Weise gemeinwohlrelevanten Fra-
gen ausschließlich im Plenum diskutiert werden. Daher werden beinahe alle
Entscheidungen des Bundestages in Ausschüssen, also Untergliederungen des
Parlaments in sachlicher Hinsicht, vorgeformt und zur Entscheidungsreife hin
aufbereitet.2 Zugleich kontrollieren diese Ausschüsse das Handeln der Regierung
in ihrem Sachbereich. Insgesamt erfüllen sie damit eine heute kaum zu überschät-
zende Entlastungsfunktion für das Parlament. Aufgrund der enormen prakti-
schen Bedeutung der Ausschüsse für den parlamentarischen Willensbildungs-
prozess verlangt das BVerfG, dass sich die Mehrheitsverhältnisse im Bundestag
auch in diesen Gremien widerspiegeln; „jeder Ausschuß [muß grundsätzlich] ein
verkleinertes Abbild des Plenums sein“3. Man spricht auch vom sogenannten
„Grundsatz der Spiegelbildlichkeit“.

Typologisch lassen sich verschiedene Formen von Ausschüssen unterschei-
den. Praktisch am bedeutsamsten sind die sogenannten „ständigen Ausschüsse“,
die zu Beginn einer Legislaturperiode durch Beschluss des Bundestages einge-
richtet werden (§ 54 I 1 GOBT) oder etwa bereits von Verfassungs wegen vorgese-
hen sind (siehe etwa Art. 45 1, 45a I, 45c I GG). In der Praxis orientieren sich
Einrichtung und Zuständigkeit der meisten ständigen Ausschüsse am Aufgaben-
bereich der Bundesministerien, die sie mit ihrer Arbeit kontrollieren sollen.4 Mit-
glieder in diesen Ausschüssen, die von den Fraktionen entsandt werden (§ 57 II 1
GOBT),5 sind meist Expert:innen auf den Arbeitsgebieten ihrer Ausschüsse, so-

1 So der Titel bei Morlok/Hientzsch, JuS 2011, 1.
2 Zu Funktionen von Ausschüssen siehe etwa BVerfG, Beschl. v. 10.5.1977, Az.: 2 BvR 705/75 =
BVerfGE 44, 308 (318 f.) – Beschlußfähigkeit; BVerfG, Urt. v. 21.2.1989, Az.: 2 BvE 1/88 = BVerfGE
80, 188 (221 ff.) –Wüppesahl.
3 BVerfG, Urt. v. 21.2.1989, Az.: 2 BvE 1/88 = BVerfGE 80, 188 (LS. 4a sowie 222) –Wüppesahl.
4 Winkelmann, in: Morlok/Schliesky/Wiefelspütz, Handbuch Parlamentsrecht, 2016, § 23 Rn. 4.
5 Auch anhand der Besetzung von Ausschusssitzen zeigt sich insofern die bedeutende Rolle von
Fraktionen im Parlament, dazu siehe Hug, § 5.7 Fraktionen in diesem Lehrbuch.
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dass sich in diesen Untergliederungen auch eine Ausdifferenzierung von parla-
mentarischem Sachverstand abbildet.

Daneben kann der Bundestag weitere nicht ständige Ausschüsse einberu-
fen, etwa einen Untersuchungsausschuss (Art. 44 GG, PUAG) oder eine Enquete-
kommission (§ 56 GOBT). Der Untersuchungsausschuss wird im Folgenden einge-
hender behandelt.

B. Untersuchungsausschüsse

Wie bereits erwähnt, sind Untersuchungsausschüsse nicht ständige Ausschüsse
(Art. 44 GG, PUAG). Sie sind dabei ein wichtiges Mittel zur Sicherung des Minder-
heitenschutzes.6 da das Parlament hierüber in der Lage ist, insbesondere die Exe-
kutive zu Sachverhalten zu befragen, in welchen Fehlverhalten vermutet wird.7

Im politischen Alltag sind in Ihnen auch ein Mittel der Opposition zu sehen, um
Druck auf die Regierung auszuüben.8

Geregelt werden Unteraussuchungsausschüsse im Gesetz zur Regelung des
Rechts der Untersuchungsausschüsse des Deutschen Bundestages (PUAG). All-
gemein stellt das Untersuchungsausschussrecht keine klassische Klausurkon-
stellation im Staatsorganisationsrecht dar. Entsprechend werden auch keine tief-
greifenden Kenntnisse erwartet. Somit sollte bei der Vorbereitung hier der Fokus
auf die Grundlagen gelegt werden. Diese sind der Schlüssel für eine ordentlichen
Bearbeitung.9

I. Rechtmäßige Einsetzung des Untersuchungsausschusses

Die Einsetzung eines Untersuchungsausschusses muss formellen und materiellen
Anforderungen der Einsetzung genügen, Art. 44 I GG.10 Das gesamte Untersu-
chungsausschussrecht ist gesetzlich leider nur sehr rudimentär geregelt, was die
Durchdringung des Stoffs erschwert.11

6 Morlok, in: Dreier, GG, Bd. II, 3. Aufl. 2015, Art. 44 (Untersuchungsausschüsse) Rn. 10.
7 Kingreen, JURA 2018, 880 (881).
8 Siehe hierzu jüngst den 3. Untersuchungsausschuss der 19. Wahlperiode des Deutschen Bun-
destages (Wirecard).
9 So auch Hebeler/Schulz, JA 2010, 969 (969).
10 Kingreen, JURA 2018, 880 (886).
11 Hebeler/Schulz, JA 2010, 969 (969).
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1. Formelle Rechtmäßigkeit
Der Untersuchungsausschuss muss zunächst formell rechtmäßig sein. Nach dem
bekannten Schema ist hier die Prüfung in Zuständigkeit, Verfahren und Form auf-
zuteilen.

a) Zuständigkeit
aa) Zuständigkeit zur Einsetzung des Untersuchungsausschusses
Für die Einsetzung des Untersuchungsausschusses ist nach Art. 44 I 1 GG grund-
sätzlich der Bundestag zuständig. Sehr rar sind Spezialzuständigkeiten anderer
Gremien (z. B. Art. 45a II GG).

bb) Zuständigkeit bezüglich des Untersuchungsausschussthemas
§ 1 III PUAG kodifiziert den anerkannten Grundsatz, dass Organe niemals mehr
Rechte haben können als ihre übergeordnete Einheit. Entsprechend kann der Un-
tersuchungsausschuss, als Organ des Parlaments, nicht mehr Rechte haben als
das Parlament selbst.12 Für die Zuständigkeit des Untersuchungsausschussthe-
mas ergibt sich damit die Maßgabe, dass die Thematik grundsätzlich in den Zu-
ständigkeitsbereich des Bundestages fallen muss.13 Regelmäßig nicht überprüf-
bar sind damit Angelegenheiten der Länder.

b) Verfahren
aa) Einsetzung durch Mehrheit/Minderheit
Zur Einsetzung sind bestimmte Mehrheiten notwendig. Hier ist zu unterscheiden:
– Beruht die Entscheidung auf einem Mehrheitsbeschluss des Bundestages ge-

mäß Art. 42 II 1 GG, so ist der Untersuchungsausschuss einzusetzen, soge-
nannte „Mehrheitsenquête“.

– Gemäß Art. 44 I 1 GG ist auf Verlangen eines Viertels der Mitglieder des
Bundestages ein Untersuchungsausschuss durchzuführen, sogenannte „Min-
derheitsenquête“. Die Regelung dient der effektiven Durchsetzung des Min-
derheitenschutzes, weswegen bereits denklogisch eine Minderheitsentschei-
dung zur Errichtung eines Untersuchungsausschusses ausreichen muss.14

12 Hebeler/Schulz, JA 2010, 969 (969).
13 Bockenförde, AöR, 1978, 1 (10).
14 Siehe zum Minderheitenschutz Chiofalo/Lohmann, § 5.4 Minderheitenschutz in diesem Lehr-
buch.
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bb) Mögliche Kürzung des Untersuchungsgegenstands
Der Bundestag darf den Untersuchungsgegenstand nach § 2 III 1 PUAG kürzen,
sofern er Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit dessen hat.15 Gegen die Kürzung
kann vor dem BVerfG vorgegangen werden, § 2 III 2 PUAG. Für die Kürzung rei-
chen zunächst Zweifel aus – eine vollständige Prüfung ist der materiellen Recht-
mäßigkeit vorbehalten.16

cc) Spiegelbildgedanke
Nach § 4 PUAG muss der Spiegelbildgedanke gewahrt sein. Die Mehrheiten im
Untersuchungsausschuss müssen daher im Verhältnis zu denen des Bundestags
stehen.

3Examenswissen

Bezüglich der Chancengleichheit der Parteien wird diskutiert, ob hier durch verfassungsimma-
nenten Schranken ein Ausschluss einzelner Fraktionen bei spezifischen Themen möglich ist, so-
fern die Fraktion an Geheimhaltungsvertrauen missen lässt. Hierzu gibt es noch keine abschlie-
ßende Meinung. So könnten gute Verbindungen einer Partei zu „politisch extremen“ Gruppen,
deren Aktivitäten gerade Teil des Untersuchungsausschussthemas ausmachen, ein Grund für ei-
nen Ausschluss darstellen. Dagegen spricht, dass der Untersuchungsausschuss höchste par-
lamentarische Legitimation genießt und gerade auch für parlamentarische Minderheiten offen
stehen muss. Dafür spricht indessen die Wichtigkeit effektiver Untersuchungsausschussarbeit.
Die Untersuchungsfrage kann kaum effektiv bearbeitet werden, wenn damit zu rechnen ist, dass
einzelne Akteur:innen vorläufige Ergebnisse an betroffene Gruppen weitergeben.

c) Form
Bezüglich der Form ist insbesondere auf die Bestimmtheit der Untersuchungs-
frage einzugehen.17 Diese beschreibt den zu untersuchenden Lebenssachverhalt.
Probleme bestehen regelmäßig bezüglich der Bestimmtheit des Untersuchungs-
gegenstandes. Das Erfordernis der Bestimmtheit rechtfertigt sich aus formellen
und materiellen Gesichtspunkten.
– Formell: Das Parlament ermächtigt das Organ „Untersuchungsausschuss“

im Rahmen des Untersuchungsauftrags. Nur in diesem Umfang ist das Organ
überhaupt legitimiert.

15 BVerfG, Beschl. v. 2.8.1978, Az.: 1 BvK 1/77, Rn. 44 = BVerfGE 49, 70 (89 f.).
16 Kingreen, JURA 2018, 880 (886).
17 Kirste, JuS 2003, 61 (62).
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– Materiell: Auch nicht unmittelbar beteiligte Personen können durch den Un-
tersuchungsausschuss vorgeladenwerden.Diese EingriffemüssendenGrund-
sätzendesRechtsstaatsprinzips,unddamitdemBestimmtheitsgebot, ent-
sprechen. Das Themamuss daher eingrenzbar sein.

Bestimmtheit ist dann zu bejahen, sofern der Untersuchungsgegenstand einen
abgrenzbaren Lebenssachverhalt darstellt, welcher zeitlich hinreichend be-
stimmt ist.18

2. Materielle Rechtmäßigkeit
Auch die materielle Rechtmäßigkeit werden im PUAG und im Grundgesetz nur
sehr grob geregelt. Im Wesentlichen können aber die folgenden Punkte festge-
macht werden:

a) Tatbestandsmerkmal: Öffentliches Interesse
Zunächst muss die Untersuchungsfrage überhaupt dem öffentlichen Interesse
dienlich sein. Eine genaue Definition fällt hier schwer, zumal die Existenz des Tat-
bestandsmerkmals bereits umstritten ist. Weder das PUAG noch das Grundgesetz
verlangen ein solches öffentliches Interesse ausdrücklich. Die Rechtsprechung
verlangt ein öffentliches Interesse mithin aus Verhältnismäßigkeitsgründen als
ungeschriebenes Tatbestandsmerkmal. Die Literatur lehnt ein solches Erfordernis
ab und beruft sich hierbei auf den Wortlaut, welcher ein solches öffentliches Inte-
resse nicht erwähnt.19

3 Klausurtaktik

In der Klausurbearbeitung ist mit hoher Wahrscheinlichkeit davon auszugehen, dass das öffent-
liche Interesse letztlich zu bejahen ist. Anderenfalls würde die Prüfung bereits sehr früh abbre-
chen.

Formulierungsbeispiel

„Problematisch ist, ob es weitergehend der Prüfung des Tatbestandsmerkmals „öffentlichen In-
teresses“ bezüglich des Untersuchungsausschussgegenstands bedarf. Dies ist umstritten. Die
Rechtsprechung bejaht die Notwendigkeit und beruft sich auf den Eingriffscharakter des Unter-
suchungsausschusses, insbesondere Dritten gegenüber. Daher sei eine Restriktion des Unter-

18 Kingreen, JURA 2018, 880 (887).
19 Masing, Parlamentarische Untersuchungen privater Sachverhalte, 1998, S. 190 ff.
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suchungsausschussgegenstands zur Wahrung der Verhältnismäßigkeit notwendig. Die überwie-
gende Literatur verneint die Notwendigkeit mit dem Argument der fehlenden Kodifizierung des
Erfordernisses.“

Beachte: Der Meinungsstreit wird regelmäßig nicht zu entscheiden sein. Es bietet
sich an dann zu schreiben: „Da bereits die engeren Voraussetzungen der Recht-
sprechung erfüllt sind, mithin ein öffentliches Interesse zu bejahen ist, ist der
Meinungsstreit nicht weitergehend zu entscheiden.“

Sollte derMeinungsstreit doch relevantwerden, sprechen die besseren Ar-
gumente für die Rechtsprechung: Die Rechtseingriffe durch den Untersuchungs-
ausschuss können sehr einschneidend sein. Aus Verhältnismäßigkeitserwägun-
gen heraus bietet es sich an, bereits auf Tatbestandsebene Einschränkungen zu
integrieren. Das Argument der Literatur, dass die Notwendigkeit nicht normiert
sei, überzeugt insofern nicht, als dass sie die grammatikalische Auslegung gegen-
über nachvollziehbaren, systematischen Erwägungen, überbetont.

Weitergehend ist aber die Definition des öffentlichen Interesses problema-
tisch. Hier muss intensiv argumentiert werden:

Denkbar wäre es das öffentliche Interesse bereits darin zu sehen, dass ein
Viertel des Bundestages eine Untersuchung wünschen. Eine solche Auffassung
verkennt jedoch, dass bei einer solchen Minderheitenenquête, welche auch mög-
lich ist, gerade keine „Mehrheit“ den Untersuchungsausschuss einsetzen möchte.
Hier bestünde auch ein Missbrauchspotenzial, könnten sich Gruppen im Bun-
destag gezielt zusammensetzen, um einen Untersuchungsausschuss zu forcieren,
welcher lediglich den eigenen Interessen dient. Das bloße Interesse von Teilen
des Bundestages für ein bestimmtes Thema stellt weitergehend allenfalls ein In-
diz für die Legalität dar, stellt diese aber nicht zwangsläufig fest. Entsprechend ist
die Frage rechtlich voll überprüfbar.20 Der Begriff ist vielmehr auf eine wertende
Gesamtbetrachtung angewiesen. Inhaltlich bietet sich eine Negativabgren-
zung an. Vom öffentlichen Interesse nicht umfasst sind damit rein private An-
gelegenheiten, die absolut keinen äußeren Bezug zum öffentlich bekleideten
Amt (z. B. Bundestagsabgeordnete:r) aufweisen. Die fragliche Angelegenheit
muss folglich irgendeinen Gemeinwohlbezug aufweisen. In zeitlicher Hinsicht
muss es sich um einen Lebenssachverhalt handeln, welcher zumindest eine ge-
wisse Aktualität mit sich bringt.21

20 SächsVerfGH, Urteil v. 29. 8. 2008 – Vf. 154-I/07=NJOZ 2008, 3571 (3590).
21 Wiefelspütz, NVwZ 2002, 10 (13f.).
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b) Verstoß gegen sonstiges Verfassungsrecht – insbesondere
Rechtsstaatsprinzip

Weitergehend darf kein Verstoß gegen sonstiges Verfassungsrecht vorliegen. Die
überwiegenden Probleme sind in Relation zum Rechtsstaatsprinzip zu verorten.
Folgende Fallgruppen sind dabei besonders hervorzuheben:
– Kernbereich exekutiver Eigenverantwortung: Der Regierung steht ein un-

ausforschbarer Initiativ-, Beratungs,- und Handlungsbereich zu. Dabei sollen
insbesondere noch nicht abgeschlossene Vorgänge nicht Gegenstand eines
Untersuchungsausschusses werden können.

– Überprüfbarkeit von Gerichtsentscheidungen: Wesentlicher Problem-
punkt ist hier die Gewaltenteilung. Der Untersuchungsausschuss hat als Teil
der Legislative nicht in die Maßnahmen der Judikative einzuwirken. Hieraus
folgt, dass Lebenssachverhalte zu abgeschlossenen Gerichtsverfahren grund-
sätzlich keinen Untersuchungsausschussgegenstand darstellen können.

– Untersuchungsausschuss bei laufenden Gerichtsverfahren zum Thema:
Die Problematik ist etwas anders zu beurteilen, sofern der Lebenssachverhalt
auch in einem Verfahren bei Gericht anhängig ist. Eine Mindermeinung sieht
hier die Gefahr der Beeinflussung des Gerichts durch den Untersuchungsaus-
schuss. Außerdem würde der Untersuchungsausschuss in die Fragestellung
der Schuldfrage interferieren, welche aber gerade nur dem Gericht zustünde.
Die ganz h. M. sieht hier kein Problem: Gerichte müssen durchweg mit Druck
von außen umgehen und sich hierbei standhaft zeigen. Der Untersuchungs-
ausschuss würde zudem die Frage der „politischen Verantwortlichkeit“ be-
antworten, nicht aber die einer etwaigen strafrechtlichen Schuld. Entspre-
chend gibt es hier auch keine Überschneidungen.22 Die h. M. überzeugt hier:
Gerichte sind ständig äußerem Erwartungsdruck ausgesetzt. Dem Bundestag
kann, als unmittelbar demokratisch legitimierte Entität, auch nicht das Recht
eigener Ermittlungen gänzlich genommen werden.

c) Entgegenstehende Rechte Dritter
Hier ist eine Grundrechtsprüfung vorzunehmen. Regelmäßig wird dieser Teil im
Bearbeiter:innenvermerk erlassen. Häufig einschlägig ist das allgemeine Per-
sönlichkeitsrecht der betroffenen Person. Hier wäre dann nach dem Dreischritt
„Schutzbereich, Eingriff, Rechtfertigung“ eine reguläre Grundrechtsprüfung vor-
zunehmen.

22 Hebeler/Schulz, JuS 2010, 969 (972).
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d) Entgegenstehende Rechte von Abgeordneten
Sofern der Untersuchungsausschuss die Rechte eines:einer Abgeordneten tangiert
(beispielsweise weil sein Verhalten Gegenstand des Untersuchungsausschusses
ist) sind hier kurz Immunität und Indemnität anzusprechen, Art 46 I GG. Die Im-
munität ist nicht einschlägig, da diese nur vor der Verfolgung durch staatliche
Macht außerhalb des Parlaments schützt. Die Indemnität kann durch Genehmi-
gung des Bundestags aufgehoben werden.23 Dies geschieht simultan-konkludent
durch die Abstimmung zumUntersuchungsausschuss.24

II. Herausgabeansprüche aufgrund des Untersuchungsausschussrechts

Oftmals tauchen in Fallkonstellationen abseits der reinen Rechtmäßigkeitsprü-
fung noch Fragen zur Herausgabe von Akten auf. So könnte ein Untersuchungs-
ausschuss die Herausgabe von Unterlagen beim Bundesbeauftragten für die
Stasi-Unterlagen verlangen, um die Stasi-Vergangenheit eines Abgeordneten zu
klären.

3Klausurtaktik

Die Prüfung eines möglichen Herausgabeanspruchs erfolgt entweder als Zusatzfrage oder als
zweiter Teil in der materiellen Rechtmäßigkeit nachdem die zuvor beschriebenen Punkte erläu-
tert wurden (sofern einschlägig). Nahezu immer problematisch ist in dieser Hinsicht wieder der
Kernbereich exekutiver Eigenverantwortung, wird einer Instanz der Exekutive die Herausgabe
„angeordnet“. Im Falle der Stasi-Unterlagen ist dies regelmäßig kein Problem, da der dahinter-
stehende Willensbildungsprozess für die fragliche Akte schon lange abgeschlossen ist.

Bereits die Ermächtigungsgrundlage zur Herausgabe ist umstritten. Naheliegend
ist hier Art. 44 III GG, § 18 I PUAG heranzuziehen (so auch das BVerfG).25 Für die
Herausgabe bedarf es weitergehend eines Beschlusses nach § 17 PUAG. Die Litera-
tur möchte zusätzlich noch die Voraussetzungen des Art. 35 I GG prüfen.26 Sie
beruft sich darauf, dass ein solches Herausgabeverlangen eines Untersuchungs-
ausschusses immer auch gleichzeitig ein Amtshilfeersuchen nach Art. 35 I GG
darstellt. Gegen die Ansicht der Literatur spricht methodisch, dass Art. 44 III GG
offensichtlich den Fall des Untersuchungsausschusses (folglich für diesen Spe-
zialfall) regelt, und somit lex specialis zu Art. 35 I GG ist. Entsprechend ist keine

23 Siehe hierzu auch Linke, § 10.1 Abgeordnete in diesem Lehrbuch.
24 Hebeler/Schulz, JA 2010, 969 (974).
25 BVerfG, Urt. v. 17.7.1984, Az.: 2 BvE 11, 15/83, Rn. 141 = BVerfGE 67, 100 (128 f.).
26 Kirste, JuS 2003, 61 (65).
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weitere Prüfung von Art. 35 I GG notwendig. Diese Auffassung erscheint auch
aus klausurtaktischen Überlegungen angebracht: Die weitere Prüfung von Art. 35
I GG wird regelmäßig nicht intendierter Klausurschwerpunkt sein, ist fehleranfäl-
lig und zeitraubend.

Weiterführende Studienliteratur

Ausschüsse:
– Einen vertiefenden Überblick bietet die Darstellung bei Winkelmann, in: Morlok/Schlies-

ky/Wiefelspütz, Handbuch Parlamentsrecht, 2016, § 23.

Untersuchungsausschüsse:
– Reinhardt, Der Untersuchungsausschluss, NVwZ 2014, 991.
– Kirste, Der praktische Fall – Öffentliches Recht: Stasi-Unterlagen im Untersuchungsaus-

schuss?, JuS 2003, 61.
– Kingreen, Parlamentarische Kontrolle, insbesondere durch Untersuchungsausschüsse

(Art. 44 GG), JURA 2018, 880.
– Hebeler/Schulz, Prüfungswissen zum Untersuchungsausschussrecht, JA 2010, 969.

Zusammenfassung: Die wichtigsten Punkte
– Das Untersuchungsausschussrecht beinhaltet eine Vielzahl unbestimmter Rechtsbegrif-

fe, die eine ordentliche Subsumtion erfordern.
– Besonders wichtig sind klassischen Fragestellungen, wie das Vorliegen eines Öffent-

lichen Interesses, die Rechte Dritter, sonstiges Verfassungsrecht und Rechte von Abge-
ordneten.
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